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Satzung über die Erhebung von Kostenersatz, Entgelten und Gebühren bei Einsätzen der 

Feuerwehr  

in der Kreisstadt Mettmann 

  

Finanzielle Auswirkungen Ja, siehe Verwaltungserläuterung 
  

Kosten  
  

Produkt 02.02.04 - Brandschutz und weitere Dienstleistungen 
  

Haushaltsjahr 2018 ff. 
  

Folgekosten  
  

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  ja  nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

 

Anmerkung der Stadtkämmerin: 

 
 

UMWELTBELANGE werden besonders berührt im Bereich: 
 

  Abfall  Wasserhaushalt  Klima 
       

  Boden  Natur- und Artenschutz  Emissionen / Immissionen 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 
 

1) Der Tarifberechnung für Einsätze der Feuerwehr nach BHKG wird zugestimmt. 

 

2) Die nachfolgende Satzung wird beschlossen: 

S a t z u n g 
 

über die Erhebung von  
Kostenersatz, Entgelten und Gebühren  

bei Einsätzen der Feuerwehr  
 

in der Kreisstadt Mettmann 
 

(Stand: 31.12.2017) 
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Der Rat der Kreisstadt Mettmann hat aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, § 52 Abs. 2, 4, 5 Satz 2 und 6 des 
Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) und der §§ 
1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen, in seiner Sitzung 
am ………………. folgende Satzung beschlossen:  
 

§ 1 
Leistungen der Feuerwehr 

 
(1) Die Kreisstadt Mettmann unterhält für den Brandschutz und die Hilfeleistung eine Feuerwehr 
nach Maßgabe des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG).  
 
(2) Die Brandschutzdienststelle hat gemäß § 25 BHKG die Aufgabe, Belange des Brandschutzes 
sowohl in Genehmigungsverfahren als auch nach Maßgabe baurechtlicher Vorschriften 
wahrzunehmen. Des Weiteren sind Brandverhütungsschauen nach § 26 BHKG durchzuführen. 
 
(3) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei Veranstaltungen nach Maßgabe des § 27  
BHKG Brandsicherheitswachen, soweit der Veranstalter dieser Verpflichtung nicht genügt oder 
genügen kann.  
 
(4) Die Feuerwehr kann auf Antrag auch freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein Rechtsanspruch 
zur Durchführung solcher Hilfeleistungen besteht nicht. Über die Durchführung entscheidet die 
Leitung der Feuerwehr.  
 

§ 2 
Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 

 
(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind unentgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts anderes 
bestimmt ist.  
 
(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Feuerwehr wird Ersatz der entstandenen Kosten 
verlangt: 
 

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 
 
2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebetriebs  für 
die bei einem Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel, 
 
3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemäß §§ 29 
Absatz 1, 30 Absatz 1 Satz 1 oder 31 BHKG im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach 
sonstigen Vorschriften, 
 
4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Schaden 
bei dem Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder eines Anhängers, 
der dazu bestimmt ist von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, entstanden ist, sowie 
von dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Fällen der Gefährdungshaftung, 

 
5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer, der Eigentümerin oder 
dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, 
wenn die Gefahr oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahrstoffen oder anderen 
Stoffen und Gegenständen, von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres 
Zustandes im Zusammenhang mit der Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit 
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oder Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und 
 
Gesundheit von Menschen sowie für Tiere und Sachen ausgehen können oder Wasser 
gefährdenden Stoffen entstanden ist,  

 
6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen 
Umgang mit Gefahrstoffen oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 
entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt,  

 
7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 
sonstigen Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in Fällen nach Nummer 8, 
wenn der Einsatz Folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuchlichen 
Auslösung ist,  

 
8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine 
Brandmeldung ohne eine für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung weitergeleitet 
hat,  
 
9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger Unkenntnis der 
Tatsachen die Feuerwehr alarmiert hat. 
 

(3) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige 
Hinzuziehung Dritter. Über die Beauftragung entscheidet die Einsatzleitung.  
 
(4) Entgelte werden erhoben für Brandsicherheitswachen und für freiwillige Leistungen. 
 
(5) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Behörde 
oder Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind die Kosten für den 
Feuerwehreinsatz vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein 
Kostenersatz nach Absatz 2 nicht möglich ist. 

 
§ 3 

Erhebung von Gebühren  

(1) Für die Durchführung der Brandverhütungsschau nach § 26 BHKG werden gemäß § 52 Abs. 5 
Satz 1 BHKG Gebühren erhoben. § 5 Abs. 6 Kommunalabgabengesetz NRW bleibt hiervon 
unberührt. 

(2) Die Gebühr wird für die Durchführung der Brandverhütungsschau einschließlich deren Vor- und 
Nachbereitung erhoben. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die für die Brandverhütungsschau 
zuständige Dienststelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde beteiligt ist und dabei zugleich eine 
Brandverhütungsschau vornimmt. 

(3) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden (z.B. Bauaufsicht) zur Erhebung von Gebühren 
aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener Zuständigkeit an der Durchführung der 
Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder nach Durchführung der Brandverhütungsschau 
tätig geworden sind. 

(4) Die Zeitabstände der Brandverhütungsschauen richten sich bei Objekten, die Gegenstand von 
Sonderbauverordnungen oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den entsprechenden 
baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen ist die Brandverhütungsschau je nach Gefährdungsgrad 
der Objekte, beginnend mit der Nutzung oder Inbetriebnahme, in Zeitabständen von längstens 
sechs Jahren durchzuführen. Kürzere Zeitabstände der Brandverhütungsschau werden von der 
Kreisstadt Mettmann unter Berücksichtigung des Gefährdungsgrades von Objekten oder dem 
Vorliegen konkreter Mängelhinweise nach pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. 
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(5) Für Leistungen des vorbeugenden Brandschutzes im Sinne des § 25 BHKG gelten § 3 Abs. 1 
bis 3, § 4 Abs. 4 sowie § 5 Abs. 3 entsprechend. 
 

§ 4 
Berechnungsgrundlage 

 
(1) Der Kostenersatz und die Entgelte für Personal, Fahrzeuge und Geräte werden nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen berechnet. Es können Pauschalbeträge festgelegt werden. 
Zu den Kosten gehören auch die anteilige Verzinsung des Anlagekapitals und die anteiligen 
Abschreibungen sowie Verwaltungskosten einschließlich anteiliger Gemeinkosten. 
 
(2) Für die Berechnung des Kostenersatzes nach Abs. 1 ist die Zeit von der Alarmierung der 
Einsatzkräfte, Fahrzeuge und Geräte von der Feuerwache bis zu ihrem Wiedereintreffen 
maßgebend (Einsatzzeit gemäß Einsatzbericht). Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der 
Fahrzeuge und Geräte erforderlich machen, wird die Zeit bis zur Wiederherstellung der 
Einsatzfähigkeit hinzugerechnet. Wird vor der Ankunft in der Feuerwache ein neuer Einsatzbefehl 
erteilt, so endet für den bisherigen und beginnt für den folgenden Einsatz – abweichend von Satz 1 
– die Einsatzzeit mit Erteilung des neuen Einsatzbefehls.  
 
(3) Die Entgelte gemäß § 2 Abs. 4 werden nach Dauer der Amtshandlung, Zahl der notwendigen 
eingesetzten Kräfte und Fahrzeuge nach den in Anlage 1 aufgeführten Tarifen bemessen. Der 
Wachdauer für Brandsicherheitswachen wird je eine halbe Stunde für Hin- und Rückweg 
hinzugerechnet. 
 
(4) Die Gebühren für die Durchführung der Brandverhütungsschau gemäß § 3 Abs. 1, 2 werden 
nach Dauer der Amtshandlung und der Zahl der notwendigen eingesetzten Kräfte und Fahrzeuge 
nach den in Anlage 1 aufgeführten Tarifen bemessen.  
 
(5) Die Höhe des Kostenersatzes, der Entgelte und der Gebühren bestimmt sich nach der     
Anlage 1, die Bestandteil dieser Satzung ist. Für jede angefangene Viertelstunde der 
Einsatzzeit wird ein Viertel des in dem Kostentarif aufgeführten Stundensatzes berechnet 
(Anlage 1).  
 
(6) Entstandene Sachkosten, die nicht gemäß Abs. 1 geltend gemacht werden, werden in voller 
Höhe zum jeweiligen Tagespreis berechnet. Für den Einsatz von Schaummitteln, Sand, 
Sandsäcken, Sägemehl, Ölbindemitteln und sonstigen mit dem konkreten Einsatz verbundenen 
Verbrauchsmitteln wird ein Kostenersatz in Höhe des jeweiligen Tagespreises sowie anfallende 
Entsorgungskosten erhoben. Hierzu zählen ebenfalls Neuanschaffungen oder Reparaturen von 
Schutzkleidung, Geräten sowie Fahrzeugen insoweit diese durch den jeweiligen Einsatz 
beschädigt wurden. Der Aufwand für notwendige Fremdleistungen sowie die notwendigen 
Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter werden in Höhe der Selbstkosten gesondert 
berechnet. Ein Kostenersatz für Einsatzverpflegung wird ab einem vierstündigen Einsatz geltend 
gemacht. 
 
(7) Für die Beauftragung privater Unternehmen und / oder Hilfsorganisationen wird  
Kostenersatz geltend gemacht. Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes  
richtet sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten.  
 
(8) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von Entgelten und Gebühren kann abgesehen 
werden, soweit dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder aufgrund 
gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 
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§ 5 
Kosten-, Entgelt-, und Gebührenschuldner   

 
(1) Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 sind die dort Genannten verpflichtet. 
Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
(2) Zur Zahlung von Entgelten nach § 2 Abs. 4 sind bei Brandsicherheitswachen der Veranstalter 
und bei Entgelten für freiwillige Leistungen der Auftraggeber verpflichtet. Mehrere Entgeltpflichtige 
haften als Gesamtschuldner. 
 
(3) Zur Zahlung von Gebühren verpflichtet sind die Eigentümerin oder der Eigentümer, die 
Besitzerin oder der Besitzer oder sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandverhütungsschau 
unterworfenen Objekts. 

§ 6 
Entstehung, Fälligkeit und Vorausleistungen 

 
(1) Die Kostenersatzansprüche nach § 2 und der Entgeltanspruch nach § 2 Abs. 4 entstehen mit 
Beendigung der jeweiligen Leistungen. Sie werden mit der Bekanntgabe des Kostenersatz- oder 
Entgeltbescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.  
 
(2) Der Gebührenanspruch für die Brandverhütungsschau nach § 26 BHKG sowie für Leistungen 
des vorbeugenden Brandschutzes im Sinne des § 25 BHKG entsteht mit Beginn der 
Amtshandlung. Er wird mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig, wenn im Bescheid 
nicht ein späterer Zeitpunkt bestimmt ist.  
  
(3) Die Leistungen nach § 2 Abs. 4 können von der Vorausentrichtung des Entgelts oder von der 
Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht werden. 
 

§ 7 
Haftung 

 
Die Kreisstadt Mettmann haftet bei der Erbringung von freiwilligen Leistungen gemäß § 1 (4) dieser 
Satzung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.  

 
§ 8 

Inkrafttreten 
 

a. Diese Satzung tritt am 10.10.2018 in Kraft.  
 
b. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Gebühren für Dienstleistungen und für die 
Durchführung der Brandschau und sonstige brandschutztechnische Leistungen der Freiwilligen 
Feuerwehr der Kreisstadt Mettmann (Nr. 23.001) i. d. F. vom 13.12.2011 außer Kraft. 
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                                  Anlage 1 
            

Tarife 
 

zur Satzung  
über die Erhebung von  

Kostenersatz, Entgelten und Gebühren  
bei Einsätzen der Feuerwehr  

 
in der Kreisstadt Mettmann 

 
1. Kostentarif Personal        je Stunde 

 
1.1 je Einsatzkraft                       58,58 € 

 
2. Kostentarif Fahrzeuge        je Stunde 

 
2.1 Löschgruppenfahrzeuge                     61,04 € 
 
2.2 Kraftdrehleiterfahrzeuge                   110,94 € 
 
2.3 Geräte-/Rüst-/Schlauchwagen sowie  

Wechselladefahrzeuge                   100,69 € 
  

2.4 Einsatzleitwagen                      60,85 € 
 
2.5 Mannschaftstransportfahrzeuge                    22,66 € 
 
2.6 Personenkraftwagen und Kommandowagen        31,49 € 

 
 Entgelte für Brandsicherheitswachen                           je Stunde 
   

3. je Einsatzkraft, gemäß Stundenaufzeichnung        18,46 € 
 

Gebühren für die Durchführung einer Brandverhütungs- 
schau sowie für den Einbau einer Feuerwehrschließung  
einschließlich Vorbereitung und /oder Nachbearbeitung                   je Stunde 

 
4. Einsatzkraft (A10), gemäß Stundenaufzeichnung                    59,86 € 

 
Fahrzeug, gemäß Stundenaufzeichnung                     31,49 € 
          

Gebühren für Leistungen des vorbeugenden Brandschutzes  
im Sinne des § 25 BHKG (z.B. Stellungnahmen)  

            je Stunde 
 
5.  Einsatzkraft (A11), gemäß Stundenaufzeichnung                   69,41 € 
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Abstimmungsergebnis:    

 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    

SPD    

Die Grünen    

FDP    

UBWG    

Piraten/Linke    

BfM    

Fraktionslose Mitglieder    

Bürgermeister    
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Verwaltungserläuterung: 
 

Die Satzung über die Erhebung von Tarifen bei Einsätzen der Feuerwehr wurde gemäß 

Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) auf 

Basis der Daten des Jahres 2017 neu aufgestellt. Grundlage hierfür ist die als Anlage 2 

angefügte Kalkulation samt Personalkostenberechnung. Die im Beschlussvorschlag 

aufgeführte Satzung tritt bei positiver Beschlussfassung des Rates der Kreisstadt Mettmann 

am 10.10.2018 in Kraft und setzt die bislang bestehende Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für Dienstleistungen und für die Durchführung der Brandschau und sonstige 

brandschutztechnische Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr der Kreisstadt Mettmann (Nr. 

23.001) i. d. F. vom 13.12.2011 außer Kraft. 

 

Die Kalkulation der Kostentarife gem. BHKG weicht deutlich von den übrigen Gebühren-

berechnungen für z.B. die  Abfallentsorgung oder die Entwässerung ab. Die Leistungen, die 

in diesen Gebührenhaushalten erbracht werden, sind zu 100% erstattungsfähig. Bei diesen 

Kalkulationen werden sämtliche Kosten auf alle Nutzer umgelegt, so dass eine 

vollumfängliche Kostendeckung realisiert wird.  

 

Davon abweichend sind Leistungen der Feuerwehr gem. § 52 Absatz 1 BHKG unentgeltlich, 

sofern nicht bestimmte Ausnahmen gem. Absatz 2 gelten, wie z.B. eine vorsätzliche oder 

grob fahrlässige Schadenverursachung. In diesen kostenersatzpflichtigen Fällen dürfen 

lediglich diejenigen Kosten geltend gemacht werden, die innerhalb dieser Einsatzzeiträume 

entstanden sind. Diejenigen Kosten, die für nicht erstattungsfähige Einsätze angefallen sind, 

sind von der Stadt selbst zu tragen. Dieses gilt ebenso für Standzeiten der Fahrzeuge in den 

Fahrzeughallen (i.e.S. Vorhaltezeiten). Der Teilhaushalt Feuerschutz ist somit nicht 

kostendeckend. Die Ermittlung der Kostentarife wird im Folgenden näher erläutert: 

 

Zunächst werden sämtliche betriebsnotwendige Kosten der Feuerwehr ermittelt und auf 

zwei Kostenblöcke, die Fixkosten und die variablen Kosten, aufgeteilt. Dabei müssen 

Kosten, die ausschließlich dem Katastrophenschutz zuzurechnen sind, wie z.B. Kosten der 

Sirenen, unberücksichtigt bleiben, da Feuerwehreinsätze im Katastrophenfall im Interesse 

der Allgemeinheit erfolgen und damit eine den Gemeinden selbst obliegende Aufgabe 

darstellen. Ein Kostenersatz ist in diesen Fällen nicht möglich. 

 

Fixkosten sind Vorhaltekosten und einsatzunabhängig. Dieser Kostenblock entsteht auch 

dann, wenn in einem Jahr kein Einsatz gefahren wird. Hierzu zählen insbesondere die 

Kosten des Gebäudes (Unterhaltung und sämtliche Bewirtschaftungskosten), aber auch die 

kalkulatorischen Kosten und die Personalkosten der hauptamtlichen Wehrleitung. 
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Variable Kosten hingegen sind einsatzbedingte Kosten, wie z.B. für Kraftstoffe, Reparaturen 

von Fahrzeugen und Geräten sowie die Reinigung der Schutzkleidung bzw. der Schläuche.    

Die Personalkosten des Verwaltungsmitarbeiters sowie der Wehrleitung (Pos. 20 und 21), 

i.e.S. Fixkosten, werden zu 10% dem variablen Kostenblock zugerechnet. Hierbei handelt es 

sich um einsatzbedingte Kosten für die Erstellung der Abrechnungen, die Einsatzleitung und 

das Verfassen von Einsatzberichten.  

 

Die Summe aller Kostenarten beider Kostenblöcke ergibt die ermittelten Gesamtkosten. Zur 

Vermeidung von Kostenschwankungen wurde das durchschnittliche Jahresergebnis der 

Haushaltsjahre 2014 bis 2017 in Ansatz gebracht.    

 

Innerhalb der beiden Kostenblöcke werden diese Kostenarten (z.B. die Unterhaltung des 

Gebäudes) verschiedenen Kostenträgern wie Personal und Fahrzeugen, aus 

Vereinfachungsgründen Fahrzeuggruppen, zugeordnet. Wartungskosten, Versicherungen, 

Kraftstoffkosten sowie die kalkulatorischen Kosten (Abschreibung vom Wiederbeschaffungs-

zeitwert und die kalkulatorische Verzinsung des Anlagekapitals) wurden gemäß exakten 

Aufzeichnungen den Fahrzeuggruppen direkt zugerechnet. Andere Kostenarten, die nicht 

direkt zuzuordnen waren, wurden zugeschlüsselt. 

So wurde bei vielen Positionen der Verteilerschlüssel „Fläche“ angewendet: für das Personal 

der Flächenanteil der Umkleiden und Gemeinschaftsräume an der Gesamtfläche der 

Feuerwache; für die Fahrzeuge die Stellplatzgröße der Fahrzeuggruppen. 

 

 Die Summe aller auf die Kostenträger verteilten Kosten je Zeile muss der 

Summe der jeweiligen Kostenart entsprechen. 

Da die Sonderpostenquote bei den Fahrzeugen sehr hoch ist und das Gebäude aufgrund 

seines Alters einen verhältnismäßig geringen Restbuchwert aufweist, sind die 

anzusetzenden kalkulatorischen Kosten vergleichsweise gering.      

 

Die Gesamtsumme der Fixkosten sowohl für das Personal als auch je Fahrzeuggruppe 

wird danach je Person bzw. je Fahrzeug aufgeteilt und anschließend durch 8.760 dividiert. 

Dabei entspricht dieser Faktor der Vorhaltezeit, 24 Stunden/Tag bei 365 Tagen im Jahr. 

Daraus ergeben sich nun die Vorhaltekosten je Person oder Fahrzeug pro Stunde.    

  

In diese Berechnung werden auch bereits abgeschriebene Fahrzeuge einbezogen, insofern 

sie noch eingesetzt werden. Diese reduzieren auf der Ebene der kalkulatorischen Kosten die 

Kosten je Fahrzeug in der Gruppe, da der Restwert nur bei einem Euro liegt.  
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Eine Einbeziehung abgeschriebener Fahrzeuge ist jedoch unumgänglich, da gem. § 52 (4) 

BHKG nur diejenigen Kosten einbezogen werden dürfen, die nach betriebswirtschaftlichen 

Grundsätzen ansatzfähig sind. Bei einem Einsatz älterer Fahrzeuge sinken somit die 

durchschnittlichen kalkulatorischen Kosten.  

 

Die Behandlung der variablen Kosten weicht von der der Fixkosten ab, denn hier werden 

z.B. für den Kostenträger Personal die Einsatzstunden herangezogen, um die Kosten je 

Einsatzstunde zu ermitteln. Die Kosten der Kostenträger Fahrzeuge werden ebenso auf die 

Einsatzstunden verteilt. Dabei ist zu beachten, dass die Einsatzstunden von Personal 

und Fahrzeugen nicht identisch sind, da auf einem Fahrzeug durchschnittlich 3 

Personen eingesetzt werden. Bei den Einsatzstunden werden zudem keine Einsatzzeiten 

für Brandsicherheitswachen und Übungsstunden berücksichtigt, da diese Einsatzarten keine 

variablen Kosten verursachen. Unabhängig von dieser Überlegung sind die bei Brand-

sicherheitswachen entstehenden Personalkosten weiterhin durch den Entgeltschuldner zu 

erstatten.  

 

Die vom Schadenverursacher zu tragenden Gesamtkosten ergeben sich nun aus 

Summe von Fixkosten und variablem Anteil sowohl für Personal als auch für das 

entsprechende Fahrzeug. Diese werden im Viertelstundentakt abgerechnet. Für den 

Kostenträger Personal muss hingegen noch eine Nebenrechnung durchgeführt werden. In 

dieser werden für die hauptamtlich und ehrenamtlich tätigen Feuerwehrkräfte die 

Personalkosten ermittelt, die als Sockelbetrag zu den fixen und variablen 

Kostenbestandteilen hinzugerechnet werden. 

 

Dabei werden zunächst die Stundensätze der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Einsatz-

kräfte getrennt voneinander ermittelt. Im Anschluss daran wird anhand einer Misch-

kalkulation unter Einbeziehung der durchschnittlichen Einsatzkonstellation ein gewichteter 

Stundensatz berechnet. Eine Trennung nach Dienstgrad oder Dienststellung der haupt-

amtlichen Einsatzkraft findet nicht statt, da eine Abrechnung des Personals mit 

durchschnittlichen Personalkosten zulässig und aus Sicht des Städte- und Gemeindebundes 

NRW notwendig ist. Würde man die Personalkosten der eingesetzten Mitarbeiter bei jedem 

Einsatz spitz nach Dienstgrad oder Dienststellung abrechnen, so könnte es je nach 

Verfügbarkeit von hauptamtlichen bzw. ehrenamtlichen Einsatzkräften zu starken 

Kostenschwankungen für ein- und dieselbe Leistung kommen. 
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Zur Ermittlung der Personalkosten hauptamtlicher Einsatzkräfte wurden KGSt-Werte 

herangezogen. Diese wurden bei Personen, die über einen Büroarbeitsplatz verfügen, um 

eine Sachkostenpauschale ergänzt. Ebenso wurden Verwaltungsgemeinkosten i.H.v. 15% 

für die Abbildung der Kosten der Gesamtverwaltung (Stadtkasse, Personalabteilung usw.) 

berücksichtigt.  Bei ehrenamtlichen Kräften wurde der Stundensatz über den Kostenersatz, 

den der jeweilige Arbeitgeber von der Stadt Mettmann erhalten hat sowie die Anzahl der 

freigestellten Stunden ermittelt. Ein Ansatz von Sachkosten sowie von Verwaltungs-

gemeinkosten entfällt, da ehrenamtliche Einsatzkräfte der Feuerwehr weder über 

Büroarbeitsplätze verfügen noch Mitarbeiter der Gesamtverwaltung i.e.S. sind.  

     

Folgende Kostentarife  hat ein kostenersatzpflichtiger Schadenverursacher zu tragen:  

 

Personalkosten je Einsatzkraft                    je Stunde 

(Sockelbetrag zzgl. Fixkosten und variablen Kosten )         58,58 €  

 

Fahrzeugkosten je Fahrzeug        je Stunde 

(Fixkosten zzgl. variable Kosten)  

      Löschfahrzeuge           61,04 € 

Kraftdrehleiterfahrzeug        110,94 € 

Geräte-/Rüst-/Schlauchwagen sowie Wechsellader     100,69 € 

Einsatzleitwagen                      60,85 € 

Mannschaftstransportfahrzeuge                    22,66 € 

Personenkraftwagen und Kommandowagen       31,49 €. 

 

Des Weiteren werden gem. § 4 (6) der Satzung entstandene Sachkosten, die nicht in den 

variablen Kosten berücksichtigt wurden, in voller Höhe zum jeweiligen Tagespreis 

berechnet.  

 

Hierzu zählen insbesondere:  

- Kosten für Aufsaugpulver oder Ölbindemittel,  

- Einsatzverpflegung (ab 4 Stunden), 

- Neuanschaffungen oder Reparaturen von Schutzkleidung, Geräten sowie 

Fahrzeugen insoweit diese durch den jeweiligen Einsatz beschädigt wurden.  

Für die Durchführung von Brandsicherheitswachen wird ein vertraglich geregeltes Entgelt 

erhoben:  

Da fast ausschließlich ehrenamtliche Einsatzkräfte eingesetzt werden, liegt der ermittelte 

Stundensatz bei 18,46 € und wird nach Anzahl der Kräfte und Einsatzzeit abgerechnet.  
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Der Wachdauer für Brandsicherheitswachen wird je eine halbe Stunde für Hin- und Rückweg 

hinzugerechnet.   

 

Folgende Leistungen stellen eine Gegenleistung für die besondere Inanspruchnahme der 

Verwaltung dar und werden somit öffentlich-rechtlich geregelt. Hierfür werden Gebühren 

erhoben:  

Stellungnahmen zum vorbeugenden Brandschutz gem. § 25 BHKG werden zum 

Stundensatz einer Feuerwehrbeamtin im gehobenen Dienst (A 11) i.H.v. 69,41 € /Std. gem. 

Stundenaufzeichnung abgerechnet. 

Für die Brandverhütungsschau gem. § 26 BHKG sowie den Einbau einer Feuerwehr-

schließung gem. § 25 BHKG inkl. Vorbereitung und Nachbearbeitung setzt sich der 

abzurechnende Stundensatz wie folgt zusammen: 

 

Einsatz eines Feuerwehrbeamten im gehobenen Dienst (A 10)  59,86 €/Std.  

zzgl. Einsatz eines Personenkraftwagens     31,49 €/Std. 

 

Hierbei ist zu beachten, dass für die Vorbereitung und Nachbearbeitung in der 

Feuerwache kein Fahrzeugeinsatz geltend gemacht werden darf und die 

abzurechnenden Stunden von Personal und Fahrzeug unterschiedlich ausfallen 

können.  

 

Den Personalkosten für gebührenpflichtige Leistungen (A10 bzw. A11) sind keine 

Zuschläge für Fixkosten oder variablen Anteil hinzuzurechnen, da diese hauptsächlich für 

Einsätze i.e.S. anfallen (Schutzkleidung, Einsatzleitung usw.). Die Personalkosten der 

Durchschnittseinsatzkraft i.H.v. 58,58 € beinhalten diese Anteile i.H.v. 7,95 €.   

  

Für die erhobenen Entgelte und Gebühren erfolgt ebenfalls eine Abrechnung je 

angefangene Viertelstunde. 

 

Vergleichbarkeit der Tarife der Stadt Mettmann mit den Tarifen anderer Feuerwehren: 

Die ermittelten Kostentarife, Entgelte und Gebühren, die sich aus den bei der Stadt 

Mettmann ansatzfähigen Kosten ergeben, können nicht mit denen anderer Feuerwehren 

verglichen werden, da die zu berücksichtigenden örtlichen Gegebenheiten teilweise stark 

voneinander abweichen, z.B. durch den Einsatz älterer Fahrzeuge bzw. Gebäude oder durch 

den unterschiedlichen Einsatz von ehrenamtlichem und hauptamtlichem Personal.  
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Hinweis: Die Anlage 1, die Bestandteil der Satzung ist und veröffentlicht wird, umfasst die 

Kostentarife (siehe Seite 6 der Beschlussvorlage). 

 
 


